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 Kleine Anfrage
 der Abgeordneten Viola von Cramon-Taubadel, Kerstin Andreae, Kai Gehring,
 Markus Tressel, Christine Scheel, Hans-Josef Fell, Tom Koenigs, Manuel
 Sarrazin, Ute Koczy, Marieluise Beck (Bremen), Britta Haßelmann,
 Bärbel Höhn, Ingrid Hönlinger, Oliver Krischer, Stephan Kühn,
 Dr.  Tobias Lindner, Beate Müller-Gemmeke, Lisa Paus, Brigitte Pothmer,
 Dr.  Gerhard Schick, Hans-Christian Ströbele, Daniela Wagner und der Fraktion
 BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN

 Deutsch-griechische Zusammenarbeit

 Angesichts  der  enormen  politischen  Herausforderungen,  mit  denen  Griechen-
 land  derzeit  aufgrund  seiner  Schuldenkrise  konfrontiert  ist,  kommt  Deutschland
 als  wichtigstem  Handelspartner  Griechenlands  eine  große  Verantwortung  zu.
 Das  bilaterale  Handelsvolumen  erreichte  2010  einen  Wert  von  7,8  Mrd.  Euro.
 Mit  einem  Investitionsbestand  von  ca.  3,4  Mrd.  Euro  war  Deutschland  bisher
 der  größte  Investor.  Der  Bundesminister  für  Wirtschaft  und  Technologie,
 Dr.  Philipp  Rösler,  hat  Ende  Juli  2011  eine  Investitions-  und  Wachstumsinitia-
 tive  für  Griechenland  angekündigt.  Bei  bisherigen  Gesprächen  mit  deutschen
 Wirtschafts-  und  Unternehmensvertreterinnen  und  -vertreter  und  der  griechi-
 schen  Regierung  sollen  nach  Auskunft  des  Bundesministeriums  für  Wirtschaft
 und  Technologie  (BMWi)  konkrete  Maßnahmen  zur  Stärkung  der  Wettbe-
 werbsfähigkeit,  der  Liberalisierung  des  Energiesektors  und  dem  Aufbau  von
 mittelständischen  Strukturen  angesprochen  worden  sein  (siehe  BMWi-Presse-
 mitteilung, 25.  August 2011).

 Erwünschte  konjunkturelle  Impulse  für  Griechenland  könnten  auch  durch  das
 Abrufen  der  bis  2013  noch  zur  Verfügung  stehenden  EU-Strukturmittel  kom-
 men.  Von  den  für  Griechenland  vorgesehenen  20  Mrd.  Euro  sind  aufgrund  von
 unzureichenden  Verwaltungsstrukturen  und  mangelnder  Kofinanzierung  erst
 5  Mrd.  Euro  abgerufen  worden.  Die  Europäische  Kommission  hat  angekündigt,
 dass  sie  bis  Ende  2011  im  Eilverfahren  eine  Regelung  anstrebt,  die  die  für  die
 Auszahlung  der  noch  verfügbaren  Mittel  der  Kohäsionspolitik,  Fischerei  und
 Entwicklung  des  ländlichen  Raums  notwendige  Kofinanzierungsrate  Griechen-
 lands  reduzieren  soll,  indem  der  Unionsbeitrag  auf  bis  zu  95  Prozent  erhöht
 wird (Pressemitteilung der Europäischen Kommission, 1.  September 2011).

 Historisch  spielt  auch  der  Tourismus  für  die  deutsch-griechischen  Beziehungen
 eine  bedeutende  Rolle.  Zugleich  stellt  er  das  Rückgrat  der  griechischen  Wirt-
 schaft  dar.  17  Prozent  der  Wirtschaftsleistung  und  fast  ein  Viertel  der  Arbeits-
 plätze  hängen  direkt  oder  indirekt  von  der  Tourismusbranche  ab.  Am  27.  Juli
 2011  riet  der  Tourismusbeauftragte  der  Bundesregierung,  Ernst  Burgbacher,
 laut  „dapd“-Meldung  zu  Verbesserungen  in  der  Tourismuspolitik  Griechen-
 lands  auf.  Dabei  riet  er  unter  anderem  zu  einem  Ausbau  der  Infrastruktur  der
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Flughäfen  sowie  dazu  das  Marketingkonzept  und  die  Tourismusformen  zu
 überarbeiten. Er bot an, dass Deutschland dabei helfen könne.

 Die  griechische  Regierung  ist  nach  eigenen  Angaben  sehr  an  einem  stärkeren
 deutschen  Engagement  im  Bereich  erneuerbarer  Energien  interessiert.  Das  neu
 in  Kraft  getretene  Gesetz  für  Erneuerbare  Energien  stellt  eine  gute  Grundlage
 für  eine  dezentrale  Umstellung  der  griechischen  Energieversorgung  auf  erneu-
 erbare  Energien  dar,  wobei  Hindernisse,  wie  etwa  die  fehlenden  Finanzierungs-
 möglichkeiten, bestehen bleiben.

 Die  Beziehungen  zwischen  Deutschland  und  Griechenland  haben  sich  nach
 dem  Zweiten  Weltkrieg  stetig  entwickelt.  Etwa  jeder  zehnte  griechische  Bürger
 hat  für  einige  Zeit  in  Deutschland  gelebt.  Mit  Ausbruch  der  Schuldenkrise  ver-
 zeichnen  viele  Beobachterinnen  und  Beobachter  eine  Verschlechterung  der
 deutsch-griechischen  Beziehungen.  Deshalb  ist  auch  der  zivilgesellschaftliche
 Austausch  mit  Griechenland,  etwa  im  Kultur-  und  Bildungsbereich,  von  großer
 Bedeutung.

 Ein  weiteres  wichtiges  Thema  der  Zusammenarbeit  ist  die  desolate  Situation
 von  Flüchtlingen  in  Griechenland.  Die  Haft-  und  Lebensbedingungen  von  Asyl-
 suchenden  in  Griechenland  verstoßen  gegen  die  Menschenrechte.  Aber  auch
 Staaten,  die  Asylsuchende  nach  Griechenland  überstellen,  verletzen  das  Verbot
 unmenschlicher  oder  erniedrigender  Behandlung.  Dies  betonte  der  Europäische
 Gerichtshof  für  Menschenrechte  (EGMR)  in  seinem  Urteil  am  21.  Januar  2011
 im  Verfahren  M.S.S.  gegen  Belgien  und  Griechenland.  Ohne  grundlegende  Ver-
 besserungen  der  Lage  in  Griechenland  sind  weitere  Überstellungen  aus  anderen
 EU-Staaten  nach  der  Dublin-II-Verordnung  damit  ausgeschlossen.  Kurz  bevor
 das  Bundesverfassungsgericht  eine  Grundsatzentscheidung  zu  deutschen  Dub-
 lin-II-Abschiebungen  nach  Griechenland  fällen  konnte,  hat  das  Bundesministe-
 rium  des  Innern  am  13.  Januar  2011  Rückführungen  nach  Griechenland  für  ein
 Jahr  ausgesetzt.  Dennoch  muss  auch  Deutschland  seine  Asylregeln  einer  grund-
 sätzlichen Überprüfung unterziehen.

 Wir fragen die Bundesregierung:

 I. Investitions- und Wachstumsoffensive für Griechenland

 1.  Wie  hat  sich  der  Leistungsbilanzsaldo  Griechenlands  gegenüber  Deutsch-
 land  in  den  letzten  vier  Quartalen  entwickelt,  und  wie  bewertet  die  Bundes-
 regierung diese Entwicklung?

 2.  Wie  haben  sich  die  Importe  aus  Griechenland  nach  Deutschland  in  den  letz-
 ten vier Quartalen entwickelt?

 3.  Wie  haben  sich  die  Exporte  von  Deutschland  nach  Griechenland  in  den  letz-
 ten vier Quartalen entwickelt?

 4.  Welche  konkreten  Ergebnisse  hat  die  Bundesregierung  bisher  bei  der  Um-
 setzung  der  Eckpunkte  einer  Investitions-  und  Wachstumsoffensive  für  Grie-
 chenland  (Pressemitteilung  vom  22.  Juli  2011)  erzielt,  insbesondere  auf  den
 Gebieten

 a)  intensive Fortsetzung der wirtschaftlichen Zusammenarbeit,

 b)  Flankierung konkreter Projekte der Wirtschaft,

 c)  administrative Hilfe beim Ausbau wettbewerblicher Strukturen und

 d)  beratende  Unterstützung  der  griechischen  Regierung  bei  der  Privatisie-
 rung und Hilfe bei der Investorengewinnung?

 5.  Welche  Schritte  hat  die  Bundesregierung  bisher  unternommen,  um  die  in
 den  Eckpunkten  vorgeschlagene  gemeinschaftsweite  Investorenkonferenz
 auf EU-Ebene voranzubringen?
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6.  Welche  Schritte  hat  die  Bundesregierung  unternommen,  um  die  in  den  Eck-
 punkten  vorgeschlagene  Prüfung  der  Einrichtung  von  Modellregionen
 durch die Europäische Kommission und Griechenland voranzubringen?

 7.  Welche  konkreten  Ergebnisse  hat  der  Bundesminister  für  Wirtschaft  und
 Technologie  in  seinen  auf  dem  Investitionsgipfel  Griechenland  angekündig-
 ten  Gesprächen  (Pressemitteilung  vom  27.  Juli  2011)  mit  seinen  griechi-
 schen  Kollegen,  der  Europäischen  Kommission  und  der  Europäischen  In-
 vestitionsbank  zur  Behebung  der  in  Griechenland  drohenden  Kreditklemme
 und zur Behebung weiterer Investitionshemmnisse erzielt?

 8.  Unterstützt  die  Bundesregierung  in  den  anstehenden  Verhandlungen  im  Rat
 den  Vorschlag  der  Europäischen  Kommission  im  Eilverfahren  bis  Ende
 2011  eine  Regelung  zu  finden,  mit  der  die  Kofinanzierungsrate  Griechen-
 lands  an  der  Auszahlung  von  EU-Struktur-  und  -Kohäsionsmitteln  reduziert
 werden  soll,  und  wenn  ja,  bis  zu  welcher  Höhe  soll  der  Unionsbeitrag  erhöht
 werden  dürfen  (Pressemitteilung  der  Europäischen  Kommission,
 1.  September 2011)?

 9.  Welche  Kenntnisse  hat  die  Bundesregierung  über  die  bisherige  Arbeit  der
 Arbeitsgruppe  der  Europäischen  Kommission,  die  mit  den  griechischen
 Behörden  zusammenarbeiten  soll,  um  die  Struktur-  und  Kohäsionsfonds
 auf  die  Aspekte  Wettbewerbsfähigkeit,  Antikorruption  und  Wachstum,
 Schaffung von Arbeitsplätzen und Ausbildung auszurichten?

 10.  Gibt  es  bereits  Erkenntnisse  darüber,  in  welche  konkreten  Projekte  die
 Struktur-  und  Kohäsionsmittel  fließen  sollen,  und  wenn  ja,  bitte  Auflistung
 aller Projekte und der zur Verfügung gestellten Finanzmittel?

 11.  Aus  welchen  Personen  mit  welchen  Funktionen  setzt  sich  die  Arbeits-
 gruppe  der  Europäischen  Kommission  zusammen,  und  an  welcher  Stelle/
 Generaldirektion ist diese Arbeitsgruppe angesiedelt?

 12.  Inwiefern  legt  die  Arbeitsgruppe  der  Europäischen  Kommission  regelmä-
 ßig  Bericht  über  ihre  Arbeit  ab,  und  bindet  sie  das  Europäische  Parlament
 bei der Suche nach förderwürdigen Projekten ein?

 13.  Inwiefern  stellt  die  Bundesregierung  die  regelmäßige  Unterrichtung  des
 Deutschen  Bundestages  über  die  Arbeit  der  Arbeitsgruppe  der  Europäischen
 Kommission sicher?

 14.  Fallen  der  Arbeitsgruppe  der  Europäischen  Kommission  noch  andere  Auf-
 gaben  zu,  außer  die  schnellere  Auszahlung  von  EU-Fördergelder  zu  unter-
 stützen bzw. zu überwachen, und wenn ja, welche?

 15.  Welche  konkreten  Unterstützungsmaßnahmen  für  die  griechische  Wirt-
 schaft  wurden  bei  den  Gesprächen  durch  den  Staatssekretär  im  Bundes-
 wirtschaftsministerium,  Stefan  Kapferer,  zugesagt  (vgl.  Pressemitteilung
 BMWi vom 25.  August 2011)?

 16.  Welche  Aufgaben  sollen  den  Institutionen  bei  der  Umsetzung  der  Investi-
 tions-  und  Wachstumsinitiative  zukommen,  die  den  Staatssekretär  bei  sei-
 ner  Reise  begleitet  haben  (bitte  einzeln  für  den  BDI,  die  DIHK  und  die
 KfW Bankengruppe erläutern)?

 17.  Sind  der  Bundesregierung  Bestrebungen  seitens  der  griechischen  Regie-
 rung  bekannt,  eine  Investitionsbank  nach  dem  Vorbild  der  KfW  Banken-
 gruppe einzurichten?
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18.  Welche  Kompetenzen  und  Leistungen  der  Deutschen  Gesellschaft  für  In-
 ternationale  Zusammenarbeit  (GIZ)  GmbH  wurden  auf  der  Delegations-
 reise der griechischen Seite angeboten?

 a)  Wurden Verträge zwischen GIZ und Griechenland geschlossen?

 Wenn ja welche, und was ist deren Gegenstand?

 b)  In  welcher  Form  ist  geplant,  die  GIZ  in  Griechenland  aktiv  werden  zu
 lassen  bzw.  ist  sie  bereits  aktiv  (bitte  nach  Sektoren,  Projekten,  Projekt-
 laufzeit und Projektvolumina aufschlüsseln)?

 19.  Was  für  praktische  Unterstützungsmaßnahmen  will  der  Bundeswirtschafts-
 minister  Griechenland  auf  seiner  angekündigten  Wirtschaftsdelegations-
 reise nach Griechenland am 6./7. Oktober 2011 vorschlagen?

 20.  Welche  Aufgabenbereiche  fallen  dem  Militärattaché  an  der  deutschen  Bot-
 schaft  in  Athen  zu,  und  inwieweit  ist  der  Militärattaché  mit  der  Herstellung
 und  Unterstützung  von  Kontakten  der  deutschen  Rüstungsindustrie  nach
 Griechenland beschäftigt?

 21.  Welche  Verwaltungspartnerschaften  bestehen  nach  Kenntnis  der  Bundes-
 regierung  zwischen  Deutschland  und  Griechenland,  und  fördert  sie  eine
 Ausweitung  dieser  Kooperationsprojekte,  etwa  durch  Twinning-Projekte
 für  Verwaltungsbeamte  oder  den  Austausch  der  Bundesfinanzverwaltung
 mit der griechischen Steuerverwaltung?

 II. Tourismus

 22.  War  die  Situation  der  Tourismuswirtschaft  in  Griechenland  ebenfalls  Teil
 der  Gespräche  zwischen  Staatsekretär  Stefan  Kapferer  am  25.  August  2011
 und  der  griechischen  Regierung,  und  wenn  ja,  in  welcher  Form,  und  wenn
 ja,  welche  konkreten  Vereinbarungen  bezüglich  der  Tourismusindustrie
 wurden getroffen?

 23.  Welche  Leitlinien  sieht  die  Bundesregierung  für  wesentlich  an,  damit  die
 Tourismuswirtschaft  in  Griechenland  Rückgrat  der  heimischen  Wirtschaft
 bleiben kann?

 24.  In  welcher  Form  unterstützt  die  Bundesregierung  den  Ausbau  der  Infrastruk-
 tur  der  Flughäfen  in  Griechenland,  und  wie  sieht  die  Hilfe  für  die  griechische
 Tourismuswirtschaft  konkret  aus,  von  der  der  Tourismusbeauftragte  der
 Bundesregierung, Ernst Burgbacher, am 27.  Juli 2011 sprach?

 25.  Welche  Maßnahmen  im  Rahmen  der  Tourismusförderung  hat  die  Bundes-
 regierung  in  den  letzten  zehn  Jahren  in  Griechenland  (direkt  und  indirekt)
 unterstützt (bitte einzeln auflisten)?

 26.  Welche  Maßnahmen  im  Rahmen  der  Tourismusförderung  wird  die  Bundes-
 regierung  in  Zukunft  in  Griechenland  (direkt  und  indirekt)  unterstützen
 (bitte einzeln auflisten)?

 27.  Wie  hoch  sind  die  Investitionen  durch  deutsche  Tourismusunternehmen  in
 Griechenland in den letzten zehn Jahren (bitte einzeln auflisten)?

 III.  Erneuerbare Energien

 28.  Welche  Anstrengungen  werden  seitens  der  Bundesregierung  unternommen,
 damit  der  Ausbau  und  die  Nutzung  von  regenerativen  Energien  in  Grie-
 chenland verstärkt vorankommt?
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29.  Für  welchen  Zeitraum  rechnet  die  Bundesregierung  mit  der  Verwirklichung
 des  Erneuerbaren  Energien  Großprojektes  HELIOS,  und  wie  groß  ist  es  an-
 gelegt?

 a)  Wird  es  ein  einzelnes  großes  Kraftwerk  geben  oder  ist  vorgesehen,  viele
 kleine Kraftwerke zu bauen?

 b)  Liegen  der  Bundesregierung  Erkenntnisse  darüber  vor,  in  welchen  Re-
 gionen Griechenlands das HELIOS-Projekt durchgeführt werden soll?

 30.  Mit  welchen  Kosten  für  die  Solarstromerzeugung  rechnet  die  Bundesregie-
 rung  für  den  Installationszeitraum  des  HELIOS-Projekts  (bitte  jeweils  für
 Freiflächenanlagen  in  Deutschland  und  Griechenland  nach  Jahren  gestaf-
 felt darlegen)?

 31.  Unterstützt die Bundesregierung das HELIOS-Projekt?

 a)  Wie hoch ist das Volumen der Förderung?

 b)  Wird  es  direkte  Subventionen  oder  verbilligte  Darlehen  über  die  KfW
 Bankengruppe geben?

 32.  Wird  die  Bunderegierung  darauf  hinwirken,  dass  auch  das  griechische  Ein-
 speisevergütungssystem  zur  Refinanzierung  der  Investitionen  in  HELIOS
 genutzt wird?

 33.  Setzt  sich  die  Bundesregierung  dafür  ein,  mittelständischen  Unternehmen
 Projektfinanzierung  auch  mit  außergriechischen  Banken  und  Finanzdienst-
 leistern zu eröffnen?

 34.  a)  Unterstützt  die  deutsche  Bundesregierung  die  griechische  Regierung
 beim  Abbau  bürokratischer  Hemmnisse  im  Bereich  erneuerbarer  Ener-
 gien, beispielsweise bei Genehmigungsprozessen?

 b)  Wie  geht  die  Bundesregierung  mit  den  immer  noch  fehlenden  Grundbü-
 chern,  also  fehlenden  Eigentumsnachweisen  in  Griechenland  um,  ange-
 sichts  der  finanziellen  Unterstützung  der  EU  bei  einem  Grundbuchka-
 taster?

 35.  a)  Können  kleine  und  mittelständische  Unternehmen  oder  nur  große  Unter-
 nehmen die Förderung für das HELIOS-Projekt bekommen?

 b)  Wird  sich  die  Bundesregierung  dafür  einsetzen,  dass  sich  auch  kleine
 und  mittelständische  Unternehmen  an  dem  Projekt  beteiligen  können,
 vor allem im Hinblick auf Korruption und bürokratischer Hemmnisse?

 36.  Beabsichtigt  die  Bundesregierung,  den  Export  des  Solarstroms  nach
 Deutschland zu unterstützen?

 37.  Unterstützt  die  Bundesregierung  auch  Investitionen,  die  die  ökologisch
 schädliche Braunkohle in Griechenland ersetzen soll?

 38.  Beabsichtigt  die  Bundesregierung,  auch  andere  erneuerbare  Energien  in
 Griechenland  wie  Windkraft,  Bioenergien,  Meeresenergien,  Geothermie  zu
 unterstützen?

 39.  Erwartet  die  Bundesregierung  für  das  HELIOS-Projekt  identische  oder  hö-
 here Finanzierungskosten als für Solarprojekte in Deutschland?

 40.  Beabsichtigt  die  Bundesregierung  eine  Einspeisevergütung  für  Solarstrom
 aus Griechenland, die vom deutschen Stromkunden bezahlt wird?

 Wenn ja, will sie dafür eine gesetzliche Grundlage schaffen?

 41.  Welche  Netzkapazitäten  stehen  derzeit  für  den  Stromtransport  von  Grie-
 chenland nach Deutschland zur Verfügung?
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42.  In  welchen  Monaten  stellt  aus  Sicht  der  Bundesregierung  Solarstrom  aus
 Griechenland  eine  sinnvolle  Ergänzung  zur  inländischen  Solarstromerzeu-
 gung dar?

 43.  Beabsichtigt  die  Bundesregierung,  sich  an  den  Kosten  des  Netzausbaus  in
 Griechenland oder Transitstaaten zu beteiligen?

 44.  Liegen  der  Bundesregierung  Schätzungen  vor,  wie  sich  mittel-  und  lang-
 fristig  die  Strompreise  an  der  Börse  zu  den  Tageszeiten  entwickeln  werden,
 in  denen  in  Griechenland  Solarstrom  erzeugt  und  nach  Deutschland  expor-
 tiert würde?

 IV.  Zivilgesellschaft

 45.  Wie  viele  Studierende  und  Wissenschaftlerinnen  und  Wissenschaftler  aus
 Griechenland  haben  in  den  letzten  drei  Jahren  über  den  DAAD  (Deutscher
 Akademischer  Austausch  Dienst)  Jahres-  und  Forschungsstipendien  bzw.
 Humboldt-Stipendien  erhalten,  und  wie  hat  sich  die  Zahl  der  Bewerbungen
 entwickelt (bitte aufschlüsseln)?

 46.  Inwiefern  hält  die  Bundesregierung  eine  Bereitstellung  zusätzlicher  Aus-
 tauschmöglichkeiten  speziell  für  Studierende  und  Wissenschaftlerinnen
 und Wissenschaftler aus Griechenland für sinnvoll?

 47.  Plant  die  Bundesregierung  zum  Beispiel  im  Rahmen  der  auswärtigen  Bil-
 dungspolitik  deutsch-griechische  Kooperationen  zwischen  Bildungs-  und
 Wissenschaftseinrichtungen  sowie  Hochschulen  stärker  zu  fördern,  und
 wenn nein, warum nicht?

 48.  Inwiefern  plant  die  Bundesregierung  die  auch  durch  verschiedene  polari-
 sierende  Medienberichte  in  beiden  Ländern  angespannten  bilateralen  Be-
 ziehungen  durch  eine  Stärkung  von  Austauschprogrammen  für  Jugend-
 liche,  Studierende  und  Wissenschaftlerinnen  und  Wissenschaftler  zu  ver-
 bessern?

 49.  Welche  Maßnahmen  ergreift  die  Bundesregierung  zur  Verstärkung  des
 Austausches über berufliche Bildung mit Griechenland?

 Welche  Kooperationen  bestehen  bereits,  und  sollen  diese  ausgebaut  wer-
 den?

 50.  Wie  kann  nach  Ansicht  der  Bundesregierung  im  Rahmen  der  Investitions-
 und  Wachstumsinitiative  sowie  der  von  Griechenland  mit  der  Troika  (EZB,
 EU  und  IWF)  vereinbarten  Sparmaßnahmen  die  schwierige  soziale  Situa-
 tion  im  Land  berücksichtigt  werden,  besonders  hinsichtlich  der  hohen
 Jugendarbeitslosigkeit?

 51.  Inwiefern  fördert  die  Bundesregierung  Jugendbegegnungen  zwischen  jun-
 gen Menschen aus Griechenland und Deutschland?

 52.  Welche  jugendverbandlichen  Kontakte  zwischen  Griechenland  und
 Deutschland sind der Bundesregierung bekannt?

 In welcher Weise will sie zur Intensivierung dieser Kontakte beitragen?

 53.  Inwiefern  fördert  die  Bundesregierung  Maßnahmen  der  politischen  Bildung,
 die  sich  mit  der  aktuellen  Krisensituation  der  Europäischen  Währungsunion
 auseinandersetzen?

 54.  Inwieweit  unterstützt  die  Bundesregierung  die  Tätigkeit  und  den  Aufbau
 von (Jugend-)Freiwilligendiensten in Griechenland?

 Wie  fördert  sie  die  Zusammenarbeit  zivilgesellschaftlicher  Akteure,  um
 bürgerschaftliches Engagement anzuregen?
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V.  Flüchtlingsschutz

 55.  Wie  viele  Flüchtlinge  und  Migranten  befinden  sich  nach  Kenntnis  der  Bun-
 desregierung  derzeit  in  Haftanstalten  und  Aufnahmelager  in  Griechenland,
 und  was  ist  aus  der  Ankündigung  der  griechischen  Regierung  geworden,
 entsprechende  Einrichtungen  im  ganzen  Land  neu  zu  errichten  (bitte  die  je-
 weilige  Kapazität  und  den  Stand  der  Umsetzung  der  jeweiligen  Einrichtung
 einzeln auflisten)?

 56.  Gibt  es  nach  Kenntnis  der  Bundesregierung  Maßnahmen  der  griechischen
 Regierung,  die  einer  Verbesserung  der  vom  Europäischen  Gerichtshof  für
 Menschenrechte  deklarierten  unmenschlichen  und  erniedrigenden  Bedin-
 gungen  in  den  Haftanstalten  und  Aufnahmelager  dienen,  und  wenn  ja,  wer-
 den diese durch europäische Mittel unterstützt?

 57.  Wie  viele  Kinder,  unbegleitete  Minderjährige  und  besonders  Schutzbedürf-
 tige  befinden  sich  nach  Kenntnis  der  Bundesregierung  derzeit  in  Haft-
 anstalten für Flüchtlinge in Griechenland?

 a)  Ist  der  Bundesregierung  bekannt,  ob  die  griechische  Regierung  ange-
 messene  Einrichtungen  für  Kinder,  unbegleitete  Minderjährige  und  be-
 sonders  Schutzbedürftige  errichten  will  (bitte  die  jeweilige  Kapazität  und
 den  Stand  der  Umsetzung  der  jeweiligen  Einrichtung  einzeln  auflisten),
 und  wenn  ja,  mit  welchen  Mitteln  unterstützt  die  Bundesregierung  diese
 Maßnahme,  und  wenn  nein,  setzt  sie  sich  dafür  gegenüber  der  griechi-
 schen Regierung ein?

 b)  Gibt  es  Überlegungen  innerhalb  der  Bundesregierung,  unbegleitete  min-
 derjährige  Schutzsuchende  und  besonders  Schutzbedürftige  aus  Grie-
 chenland  aufzunehmen,  bzw.  hat  die  Bundesregierung  bereits  minder-
 jährige  Schutzsuchende  oder  besonders  Schutzbedürftige  aufgenom-
 men, und wenn ja, in welchem Umfang?

 58.  Wird  die  Bundesregierung,  die  am  13.  Januar  2011  beschlossene  einjährige
 Aussetzung  der  Dublin-II-Abschiebungen  nach  Griechenland  angesichts
 der  vom  Europäischen  Gerichtshof  für  Menschenrechte  als  menschenun-
 würdig  beschriebenen  Bedingungen  in  den  Haftanstalten  und  des  fehlenden
 Rechts  auf  wirksame  Beschwerde  (Artikel  13  der  Konvention  zum  Schutze
 der  Menschenrechte  und  Grundfreiheiten)  in  Griechenland  verlängern,  und
 wenn nein, warum nicht?

 59.  Inwieweit  ist  es  mit  deutschen  und  europäischen  Grund-  und  Menschen-
 rechten  vereinbar,  dass  deutsche  Beamte  an  der  griechisch-türkischen
 Grenze  trotz  der  Entscheidung  des  Europäischen  Gerichtshofs  für  Men-
 schenrechte  am  21.  Januar  2011  (M.S.S.  gegen  Belgien  und  Griechenland)
 weiterhin Schutzsuchende in griechische Haftanstalten überstellen?

 60.  Wie  hoch  ist  nach  Kenntnis  der  Bundesregierung  die  Zahl  von  Flüchtlin-
 gen,  die  am  griechisch-türkischen  Grenzfluss  Evros  im  Jahr  2010  und  im
 ersten  Halbjahr  2011  tödlich  verunglückt  sind,  und  hat  die  Bundesregie-
 rung  Kenntnis  über  die  Pläne  der  griechischen  Regierung,  dort  eine  Grenz-
 mauer zu errichten, und wenn ja, wie hoch sind die Finanzierungskosten?

 61.  Wie  und  mit  welchen  Maßnahmen  wird  von  europäischer  und  deutscher
 Seite  sichergestellt,  dass  Schutzsuchende  in  Griechenland  beim  ersten
 Kontakt  mit  europäischen  Behörden  (FRONTEX-Beamte),  das  Asylver-
 fahren verstehen und rechtlichen Beistand finden?
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62.  Gibt  es  Bestrebungen,  innerhalb  der  Europäischen  Union  und  der  Bundes-
 regierung  durch  personelle  oder  finanzielle  Mittel  dem  Mangel  an  Dolmet-
 schern,  Rechtsanwälten,  Ärzten  und  Sozialarbeitern  in  den  griechischen
 Haftanstalten  und  Aufnahmelagern  entgegenzuwirken,  um  eine  angemes-
 sene  Betreuung  der  Flüchtlinge  und  Migrantinnen  und  Migranten  zu  ge-
 währleisten?

 a)  Wenn ja, welche?

 b)  Wenn nein, warum nicht?

 63.  Welche  Maßnahmen  sollte  Griechenland  nach  Auffassung  der  Bundes-
 regierung  ergreifen,  um  seiner  flüchtlingsrechtlichen  Verantwortung  nach-
 zukommen,  und  ist  sie  zu  finanzieller  oder  personeller  Unterstützung  außer-
 halb grenzpolizeilicher Maßnahmen bereit?

 a)  Wenn ja, mit welchen Maßnahmen?

 b)  Wenn nein, warum nicht?

 Berlin, den 23. September 2011
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